
Dieser Pflicht der Staaten, die unmittelbar aus dem 
völkerrechtlichen Gewaltverbot folgt, entspricht ein 
souveränes Recht der streitenden Staaten, sich die­
jenigen Mittel und Verfahren auszuwählen, die ihnen 
für die Lösung ihres Konflikts am geeignetsten erschei­
nen.
Die Pflicht zur friedlichen Streitregelung und die freie 
Wahl der Mittel soll nach der Präambel der UNO- 
Charta sicherstellen, „daß Waffengewalt nicht zur An­
wendung komme“, d. h., sie ist auf die Verhinderung 
internationaler militärischer Konflikte gerichtet, hat also 
prophylaktischen Charakter. Auf Grund der Praxis der 
internationalen Beziehungen kann man hinzufügen, daß 
die Pflicht zur friedlichen Streitbeilegung auch bei der 
Überwindung der Folgen militärischer Konflikte hilft 
und auf die Wiederherstellung normaler Beziehungen 
zwischen den Staaten gerichtet ist.
In einem Punkt versagt die friedliche Streitbeilegung 
allerdings völlig: Sie ist kein Mittel gegen eine statt­
findende Aggression. Kein Staat, der Opfer einer Ag­
gression ist, ist völkerrechtlich verpflichtet, mit dem 
Aggressor zu verhandeln; vielmehr ist er berechtigt, 
dem Aggressor mit allen Mitteln — einschließlich mili­
tärischen — entgegenzutreten. Eine Aggression ist kein 
Streit, sondern ein schweres internationales Verbrechen. 
Um eine Aggression zurückzuschlagen, sind die Staaten 
zu individueller oder kollektiver Selbstverteidigung be­
rechtigt, nicht aber zur friedlichen Streitbeilegung ver­
pflichtet./?/
Artikel 33 der UNO-Charta zählt die in der Staaten­
praxis bisher am häufigsten angewandten Methoden der 
friedlichen Streitregelung auf: „Die Parteien irgend­
eines Streitfalles . . . sollen dessen Lösung vor allem 
durch Verhandlungen, Untersuchung, Vermittlung, Ver­
gleich, Schiedsspruch, gerichtliche Regelung, Inanspruch­
nahme regionaler Organe oder Abmachungen oder 
durch andere friedliche Mittel eigener Wahl suchen.“ 
Alle hier genannten Methoden sind juristisch gleich­
wertig, keine besitzt Vorrang. Die Aufzählung stellt 
keine verbindliche Reihenfolge dar und erhebt auch 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Völkerrechtlich 
wichtig ist nur eines: Die im Streit befindlichen Staa­
ten müssen sich freiwillig auf eines dieser Mittel eini­
gen, damit es zur Anwendung kommen kann.

Die diplomatischen Mittel der internationalen 
Streitbeilegung

In den internationalen Beziehungen spielen die sog. 
diplomatischen Mittel — Verhandlungen, Vermittlun­
gen, Untersuchungen, Vergleiche usw. — eine große 
Rolle. Bei diesen Verfahren behalten die souveränen 
Staaten in jeder Phase ihres Konflikts die letzte Ent­
scheidung über die Streitregelung. Sie entscheiden im­
mer selbst, wo und wann Kompromisse möglich oder 
nötig sind, damit eine möglichst reibungslose Gestal­
tung ihrer gegenseitigen Beziehungen vor sich geht. 
Das gilt nicht nur für die direkten Verhandlungen der 
Beteiligten, sondern auch für das Vermittlungsverfah­
ren, in dem nach Vereinbarung ein dritter Staat bzw. 
eine gemeinsam bestimmte Person oder eine inter­
nationale Organisation auftritt, an den Verhandlungen 
der Parteien teilnimmt und ihnen zu gegebener Zeit 
einen Lösungsvorschlag unterbreitet. Dieser Vorschlag 
ist für die streitenden Staaten nicht verbindlich, es sei 
denn, sie einigen sich darauf.
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Auch Untersuchungskommissionen können nur von den 
beteiligten Staaten eingesetzt werden. Ihre Aufgabe be­
steht je nach Lage der Dinge lediglich in der Rekon­
struktion eines Tathergangs (z. B. Havarie von Schiffen 
oder Flugzeugen), in der Feststellung von Fakten (z. B. 
bei einer Grenzverletzung) usw. Sie können also den 
im Streit befindlichen Staaten die Suche nach einer 
Lösung erleichtern.
Das Vergleichsverfahren schließlich stellt eine Kombi­
nation des Untersuchungs- und des VermittlungsVer­
fahrens dar und kann zu einem unverbindlichen Rege­
lungsvorschlag in bezug auf die konkrete Streitigkeit 
führen.
Die meisten internationalen Streitigkeiten, besonders 
diejenigen zwischen Staaten mit unterschiedlicher Ge­
sellschaftsordnung, werden durch diplomatische Mittel, 
vorzugsweise durch Verhandlungen, geregelt. Die letz­
ten Jahre zeigen deutlich, wie erfolgreich diese Me­
thode in Europa, Asien und anderen Teilen der Welt 
war und ist.

Die gerichtlichen Mittel der internationalen 
Streitbeilegung

Eine bedeutend geringere Rolle spielen die gerichtlichen 
Mittel der Streitbedlegung in den internationalen Be­
ziehungen. Gelegentlich setzen die Staaten — darunter 
auch sozialistische Staaten — Schiedsgerichte zur Ent­
scheidung von genau begrenzten Streitfällen oder von 
Teilaspekten einzelner Streitsachen ein./8/ Neben den 
Schiedsgerichten kennt die Staatenpraxis ständige oder 
organisierte Gerichte. Das wichtigste unter ihnen ist der 
Internationale Gerichtshof (IGH), der gemäß Art. 92 der 
UNO-Charta das Hauptorgan der Rechtsprechung der 
Vereinten Nationen ist.
Da das Statut des IGH/9/ integrierender Bestandteil der 
UNO-Charta ist, sind alle UNO-Mitglieder zugleich 
Mitglieder des IGH-Statuts, d. h., sie akzeptieren den 
IGH als ein Gericht, an das sie sich zur Entscheidung 
von Streitigkeiten wenden können, wenn sie dies für 
zweckmäßig halten. Die UNO-Mitglieder sind aber nicht 
verpflichtet, ihre Streitfälle durch den IGH entscheiden 
zu lassen.
Die Bedingungen, unter denen sie den IGH anrufen 
können, enthält das Statut, insbesondere Art. 36, der 
grundsätzlich von einer freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ausgeht. Alle am Streit beteiligten Staaten müssen ge­
meinsam entscheiden, daß sie den Fall an den IGH 
geben wollen. Weigert sich einer der beteiligten Staa­
ten, die Angelegenheit dem IGH vorzulegen — was 
schon öfter vorgekommen ist —, so muß der IGH man­
gels Zuständigkeit die Sache abweisen, was er auch 
stets getan hat./10/
Artikel 36 Abs. 2 des Statuts sieht auch die Möglichkeit 
der obligatorischen Gerichtsbarkeit des IGH vor. Vor-
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Schiedsgerichtsbarkeit ist im wesentlichen Ad-hoc-Gertchts- 
barkedt, d. h., erst beim Vorliegen eines Streits vereinbaren 
die beteiligten Staaten die Bildung des Gerichts! seine Zusam­
mensetzung (Richter eigener Wahl), das anzuwendende Völker­
recht, das Verfahren, den genauen Streitgegenstand. Ein 
Schiedsgericht ist immer ungleich besetzt (1, 3 oder 5 Richter) 
und entscheidet mit Stimmenmehrheit der Richter. Sein Urteil 
bindet die beteiligten Staaten.
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